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3. Abschnitt 

VORLÄUFIGE ÜBERNAHME VON ANSPRÜCHEN DURCH DEN BUND 

Voraussetzungen 

§ 9. (1) Der Bund leistet als Träger von Privatrechten an den Wachebediensteten oder an seine 
Hinterbliebenen einen Vorschuß, wenn 

 1. sich der Wachebedienstete oder seine Hinterbliebenen im Zusammenhang mit einem Dienst- oder 
Arbeitsunfall im Sinne dieses Bundesgesetzes an einem Strafverfahren beteiligen, das mit einer 
rechtskräftigen Entscheidung über Ersatzansprüche des Wachebediensteten oder seiner 
Hinterbliebenen gegen den Täter abgeschlossen wird, oder 

 2. solche Ersatzansprüche dem Wachebediensteten oder seinen Hinterbliebenen im Zivilrechtsweg 
rechtskräftig zugesprochen werden. 

(1a) Ein Vorschuss nach Abs. 1 ist nur für Heilungskosten, Bestattungskosten, Schmerzengeld sowie 
für jenes Einkommen, das dem Wachebediensteten wegen der erlittenen Körperverletzung oder 
Gesundheitsschädigung oder durch den Tod den Hinterbliebenen entgangen ist oder künftig entgeht, zu 
leisten. Dieser Vorschuß ist höchstens bis zum 60fachen Betrag des jeweiligen, für die Gewährung von 
Ausgleichszulagen gemäß § 293 Abs. 1 lit. b ASVG maßgebenden Richtsatzes zu leisten. 

(1b) Das Schmerzengeld und das Einkommen gemäß Abs. 1a umfassen auch die jeweils bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung über Ersatzansprüche anfallenden Zinsen. 

(2) Ist eine gerichtliche Entscheidung über Ersatzansprüche unzulässig oder kann sie nicht erfolgen, 
so leistet der Bund ausgenommen beim Schmerzengeld an den Wachebediensteten oder an seine 
Hinterbliebenen einen den persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen des 
Wachebediensteten oder seiner Hinterbliebenen angemessenen Vorschuss. Dieser Vorschuß ist höchstens 
bis zum 60fachen Betrag des jeweiligen, für die Gewährung von Ausgleichszulagen gemäß § 293 Abs. 1 
lit. b ASVG maßgebenden Richtsatzes zu leisten. 

(3) Die vorläufige Leistungspflicht des Bundes nach Abs. 1 und 2 besteht nur insoweit, als die 
Ansprüche des Wachebediensteten oder seiner Hinterbliebenen nicht durch die gesetzliche 
Unfallversicherung oder nach dem Bundesgesetz über die Gewährung von Hilfeleistungen an Opfer von 
Verbrechen, BGBl. Nr. 288/1972, gedeckt sind. 

(4) Auf die Leistungen des Bundes nach den Abs. 1 bis 3 besteht kein Rechtsanspruch. 


